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Büchergeld 
 
hier: Frage der Erhebung für das laufende Schuljahr 2007/2008 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wegen der geplanten Gesetzesänderung zum Büchergeld besteht zur Zeit 

Verunsicherung bei Kommunen, Schulen und Eltern, ob für das laufende 

Schuljahr 2007/8 das Büchergeld noch einzusammeln ist. Es wird deshalb 

auf folgende Planungen hingewiesen: 

 

Die Staatsregierung wird in Kürze einen Gesetzentwurf im Bayerischen 

Landtag einbringen, der begrenzt auf das Schuljahr 2007/8 rückwirkend die 

Erhebung des Büchergeldes bis zur Höhe von 20 bzw. 40 € in das Ermes-

sen der Kommunen stellt. Soweit die einzelne Kommune von dieser Er-

messensmöglichkeit Gebrauch macht, sind die Eltern von der Zahlung be-

freit. Weitere Änderungen ergeben sich nicht. Diese gesetzliche Festlegung 

geschieht im Vorgriff auf eine Neuregelung der Lernmittelfreiheit, die ab 

dem Schuljahr 2008/9 gelten soll und über die bis Jahresende mit den 

Kommunalen Spitzenverbänden verhandelt wird. Als Grundlage dafür wird 
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umgehend auf Grund der Revisionsklausel im geltenden Gesetz der Ge-

samtbedarf gemeinsam vom Staat und den Kommunalen Spitzenverbän-

den ermittelt werden.  Wir bitten Sie schon jetzt um aktive Unterstützung 

dieses Vorhabens.  

 

Es empfiehlt sich daher für jede Schule, in dieser Frage engen Kontakt mit 

dem zuständigen Schulaufwandsträger (Bürgermeister, Schulreferent oder 

Landrat) zu halten.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Josef Erhard 

Ministerialdirektor 

 

 

 
 

 
 


